Arts - Blatt 


der Königlichen Regierung zu Märtenwerber. _ 
Nro. 2. 2 Marienwerder, den 12. Januar ; 1870. 


In alt des Bundesgeſetzblattes des Nord⸗ frankirt zur Poſt gegeben, ohne Koſten für den Auf⸗ 
4 dender andes, geber und den Empfänger, mit Ausſchluß ſolcher De⸗ 


Das 40ſte Stück des Dundes⸗Geſetz⸗ Blattes 
pro 1869 enthält unter: a 


Nr. 396. den Allerhöchſten Erlaß vom 4. Dezember mit Europa keine telegraphiſche Verbindung haben. 
18869, betreffend die Ausgabe verzinslicher Schat⸗ Die hierfür entfallenden Poſtgebühren find vom Auf⸗ 
anwelſungen im Betrage von 5,500,000, Thalern; geber zu. entrichten und betragen pro Depeſche 20 Sar. 
Nr. 397. die Bekanntmachung, betreffend die äußerſten Die Koſten für die Weiterbefürderung per Ex⸗ 
Grenzen der im öffentlichen Verkehr noch zu duldenden preſſen werden in der Regel vom Adreſſaten erhoben. 
Abweichungen der Maaße, Gewichte und Waagen Der Aufgeber einer recommandirten Depeſche oder 
von der abſoluten Richtigkeit, vom 6. Dezbr. 1869. einer Depeſche mit Empfangs Anzeige hat jedoch das 

u 


Inhalt der Geſetz Saumlung. 
1869 ke Stück der Geſetz⸗Sammilung pro hinterlegt, worüber abgerechnet wird, ſobald die wirk⸗ 
enthält unter: nun 10 
Nr. 7556. das Geſetz, betreffend die Konſolidation = 
Preußiſcher Staatsanleihen, vom 19. Dezbr. 1869; von den ſemaphoriſchen Stationen nach den Schiſſen 
Nr. 7557, das Geſetz, betreffend die Aufhebung der et vice versa iſt eine beſondere Zuſchlagstaxe zu den 
in der Stadt Frankſurt a. M. beſtehenden Feuer⸗ tarifmäßigen Gebühren zu entrichten.“ 
Verſicherungs⸗Anſtalt, vom 22. Dezember 1860; 
Nr. 7558. das Geſetz, betreffend die Auſlöſung der 
Witiwen⸗ und Waiſenkaſſe der Polizeimannſchaft 
der vormaligen freien Stadt Frankfurt a. M., vom 
29. Dezember 1869; 
Nr. 7559. den Allerhöchſten Erlaß vom 1, Dezember 
1869, betreffend die Verleihung des Rechts zur 
Expropriation und zur vorübergehenden oder nach 
Art von Grund ⸗Servituten dauernden Benutzung 
fremder Grundſtücke Behufs Anlegung einer Waſſer⸗ 
leitung von dem Quellengebiet der Güter Drewshof, 
Groß⸗Bieland, Stolzenhof und Rohland, Kreiſes 


erfragen. 

Bei Vereins- und internationalen De- 
peschen, die per Post weiterzubefördern sind, 
ist eine stréckenweise Beförderung durch 
Telegraphen der jnnerhalb des Norddeutschen 
Telegraphen-Gebietes gelegenen Eisenbahnen 


Elbing, nach der Stadt Elbing. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Central⸗ Behörden. 


1) Für die x di ne 
run Folge werden die per Poſt weiter 
80 . 40 Depeſchen, — wie im internationalen 
N 055 r, mit Ausſchluß Frankreichs, bisher ſchon ge⸗ 
en T auch im Wechſelberkehr mit Frankreich ohne 
often, für den Aufgeber und den Empfänger ſrankirt 
An ne, a §. 20. der Telegraphen⸗ 
nung vom Dezember 1868 erhä gende 
veränderte Sal | e erhält deshalb folgende 
4 . 

I Weide ber Poſt welter 5 iu b 
= zu beſördern ſind, werden 
von der Ankunfts⸗Station als recommandirte Briefe 


Depeſchen, — recommandixt oder nicht 


nicht statthaft, und werden dergleichen De- 
peschen daher event. von der letzten Bundes- 
Telegraphen-Station unmittelbar der Post zur 
Weiterbeförderung übergeben. 5 

In internen Verkehr hat der Aufgeber 
einer per Post weiterzubefördernden Depesche 
die Wirklichen Postzebühren, von 5½ Sgr. 
(1. Sgr. Porto, 2 Sgr. Recommandations- 
Gebühr und 2½ Sgr. Txpress-Bestellgebühr) 
zu entrichten, wofür, die Depesche vou der 
Adress-Statipn als recommandirter Express- 
brief frankirt wird. n i 

Depeschen, welche im internen Verkehr 
„Bahnhof restant“ adressirt sind, werden in 
Bezug, auf die Gebühren ebenso wie „poste 


Ausgegeben in Marienwerder den 13. Januar 1870. 


restante“ Depeschen behandelt In beiden 
Fallen sind die obigen Gebühren mit Aus- 
schluss der Express-Bestellgebühr, also 3 Sgr. 
vom Aufgeber zu erheben.“ 
Berlin, den 10. Dezember 1869. 
Der Kanzler des Norddeutſchen Bundes. 
In Vertretung: Delbrück. 


2 
denen im Intereſſe der Staatsbeamten und zur Ver 
einfachung unſerer Verwaltung die Vermittelung von 
Aufnahmen in unſere Anſtalt obliegt, werden ſeit län⸗ 
gerer Zeit dadurch, daß die betreffenden Anträge von 
Behörden und einzelnen Perſonen in der Regel höchſt 
unvollſtändig und mit unzuläſſigen Neben⸗Anträgen bei 
ihnen eingehen, mit Correſpondenzen zur Beſeitigung der 
vorgefundenen Mängel und Beantwortung unſtatthafter 
Anträge in demſelben Maaße ungebührlich belaſtet, als 
unſere eigene Verwaltung. Wir machen daher in Fol⸗ 

endem alles dasjenige belannt, was bei der Reception 
in unſere Anſtalt erforderlich iſt, und bemerken dabel 
ausdrücklich, daß Abweichungen von dieſen Beſtimmun⸗ 
gen unter keiner Bedingung geſtattet werden können. 
Sollte alfo dagegen irgendwie verſtoßen oder irgend eine 
vorgeſchriebene Form nicht ganz genau beachtet werden, 
worüber die mit uns in Verbindung ſtehenden Königli⸗ 
chen Kaſſen und unſere Agenten ſtreng zu wachen haben, 
fo müſſen die betreffenden Perſonen erwarten, daß ihre 
Aufnahmen abgelehnt oder verzögert und ihnen umſtänd⸗ 
liche Correſpondenzen und Portokoſten verurſacht werden. 


I. Es können in die Königlich Preußiſche allge 
meine Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt nach den beſte 
henden Beſtimmungen nur aufgenommen werden (und 
zwar auch nur unter der Vorausſetzung, daß nicht etwa 
Geſundheits⸗ oder Alters⸗Verhältniſſe obwalten, die nach 
den 88. 3. und 4. unſeres Reglements überhaupt gänz ⸗ 
lich von der Reception ausſchließen): 

a. diejenigen im unmittelbaren Staatsdienſte augeſtell⸗ 
ten Civilbeamten, welche nach dem Penſionsregle⸗ 
ment vom 30. April 1825 penſionsberechtigt find und 
daher zum Penſionsfonds beitragen, jedoch mit der 
Maaßgabe, daß dieſenigen unter ihnen, deren fixir⸗ 
tes Dienſteinkommen die Summe von jährlich 250 
Thlr. nicht überſteigt, höchſtens eine Wittwenpen⸗ 
ſton von 50 Thlr. verſichern dürfen; 

b. die Aſſeſſoren bei den Regierungen, den Oberge⸗ 
richten und den Rheiniſchen Landgerichten, auch 
wenn ſie weder Gehalt noch Diäten beziehen, ſo 
wie die bei den Auseinanderſetzungs⸗Behörden als 
Special⸗Commiſſarlen dauernd beſchäftigten Oeco⸗ 
nomie⸗Commiſſarlen, noch ehe fle in den Genuß 
eines penſionsberechtigten Einkommens treten, ledoch 
alle dieſe unter b. angeführten Beamten nur mit 
der Verſſcherung einer Wittwenpenſion von höchſtens 
100 Thlr., vorbehaltlich einer künftigen Erhöhung 
derſelben für den Fall, daß ihnen ſpäter die Pen 
ſions⸗ Berechtigung beigelegt werden ſollte; 

c. die im eigentlichen Seelſorger⸗Amte, ſowohl unter 


Die Königlichen Regierungs ⸗Haupt⸗Kaſſen, 


Königlichen als unter Privat 
ten Geiſtlichen; 
die an Gymnaſien und dieſen gleich zu achtenden 
Anſtalten, an Schullehrer Seminarien, ſowie an 
höheren und an allgemeinen Stadtſchulen angeſtell⸗ 
ten wirklichen Lehrer; nicht aber auch die Hülfs⸗ 
lehrer ſolcher Anſtalten und die Lehrer an ſolchen 
Klaſſen derſelben, welche als eigentliche Elementar⸗ 
klaſſen nur die Stelle der mit jenen höheren Unter 
fn verbundenen Elementarſchulen er⸗ 
etzen; 
e. die Profeſſoren bei den Univerſitäten, wenn ſie mit 
einer ftrirten Beſoldung angeſtellt ſind; 
f. die reitenden Feldjäger. 

Außerdem ſind zwar noch einige andere Beamten⸗ 
klaſſen, als die Hofdiener u. ſ. w., beitrittsfähig, 
dieſe befinden ſich jedoch uns gegenüber in einer 
ganz beſonderen Ausnahmeſtellung und werden nle— 
mals von unſern Agenten oder den Königlichen 
Regierungs⸗Hauptkaſſen, ſondern zum größten Theil 
ven ihren eigenen, mit unſern Aufnahme⸗Beſtim⸗ 
mungen vollkommen bekannten Behörden zur Recep⸗ 
tion bei uns angemeldet. Es bedarf daher hier 
nicht weiter ihrer Erwähnung. 


II. Wer nun hiernach der Königlich Preußiſchen 
allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt beitreten will, 
hat vorzulegen: 


a. ein Atteſt feiner vorgeſetzten Behörde, daß er zu 
einer der genannten Klaſſen gehöre, alſo zu I. a. 
ausdrücklich darüber, daß er ein penſionsbeitrags⸗ 
pflichtiges Gehalt und event. zu welchem jährli⸗ 
ge Betrage beziehe, zu I. b. wegen der Deconenties 
Eommiſſarien, daß er bei einer Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörde dauernd befchäftigt ſel, zu I. d. dagegen 
darilber, daß er zu den nach der Allerhöchſten Ka⸗ 
binets Ordro vom 17. April 1820 receptionsfähigen 
Lehrern gehöre. Ausgenommen ſind hierbei nur 
die Geiſtlichen und die bei den Regierungen und 
Obergerichten oder anderen Landes⸗Collegien als 
wirkliche Räthe angeſtellten Staatsbeamten, da 
dieſe über ihre Stellung keines beſonderen Nachwei⸗ 
ſes bedürfen. 

Heiraths⸗Conſeuſe können nur dann die Stelle 
ſolcher Atteſte vertreten, wenn in denſelben das 
Verhältniß des Beamten oder Lehrers, welches ihn 
nach den obigen Beſtimmungen zur Aufnahme in 
unſere Anſtalt berechtigt, beſonders und beftimmt 
ausgedrückt, auch event, das penſionsbeitragspflich⸗ 
tige Dienſt⸗Elnkommen des Beamten ad I. n. ans 
gegeben iſt. Verſicherungen, welche die Recipienden 
ſelbſt über ihre Stellung abgeben oder einfache Be⸗ 
ſcheinigungen einzelner Behörden: „daß J. N. be⸗ 
rechtigt oder verpflichtet ſei, der Königlichen all⸗ 
gemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt beizutreten“ 
lönnen uns niemals genügen, da wir dieſe Berech⸗ 
tigung oder Verpflichtung auf eigene Verantwortung 
ſelbſt zu prüfen haben. 


Patronaten augeſtell⸗ 


| 
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b. Förmliche Geburts⸗Atteſte beider Gatten und einen 
Copulationsſchein. 

Die in dieſen Documenten vorkommenden Zah⸗ 
len müſſen mit Buchſtaben ausgeſchrieben ſein und 
die Vor⸗ und Zunamen beider Eheleute in den Ge⸗ 
burtsſcheinen müſſen mit den Angaben des Copula⸗ 
tionsſcheins ſo genau übereinſtimmen, daß die 
Identität der Perſonen durchaus keinem Zweifel 
unterliegt, der ſonſt anderweitig auf glaubhafte Weiſe 
zu heben ſein würde. 

Bloße Taufſcheine ohne beſtimmte Angabe der 
Geburtszeit ſind ungenügend; find aber ſolche An⸗ 
gaben im Copulationsſcheine vorhanden, ſo können 
ſie als Erſatz etwa fehlender beſonderer Geburts⸗ 
Atteſte nur dann gelten, wenn die Trauung in der⸗ 
ſelben Kirche erfolgt iſt, in welcher die Taufe voll, 
zogen wurde, 
Geburts⸗Angaben ausdrücklich auf Grund der Kir. 
chenbücher einer 
den. Sollte in 0 
fein, einen Geburksſchein zu erhalten, und dieſe 


leute angeführt wird, durch Documente, 
geraume Zelt vor beantragter Reception im Druck 


elaſſen, 


für Ausfertigung eines jeden ſolcher Zeugniſſe kirch⸗ 
liche Gebühren, jedoch höchſtens im Betrage von 
7 Sgr. 6 Pf. zu fordern. 


Da die Kirchenzeugniſſe bis na Beendigung 
der Mitgliedſchaft bei unſern Akten e muͤſ⸗ 
jen, fo iſt denjenigen Recipienden, die ſie etwa auf 
Stempelpapier einreichen und aljo ſpäter auch zu 
auderen Zwecken als zum Einkauf in unſere An⸗ 
ganz beſonders anzurathen, 
zu unſern Akten nicht die 
ſtempelfreie beglaubigte Ab 

chriften zugehen zu laſſen, jedoch mit dem ausdrück⸗ 
lichen Vermerke des vivim renden Beamten, daß den 

riginalien die Kirchenſtegel beigedruckt ſeien. 
denfalls beſitzen wir keine Arbeitskräfte, 
ter auf Verlangen einzelner 
bigte 

Atteſte ertheilen zu können. 

e. Ein ärztliches, ebenfalls ſtempelfreies Atteſt in fol. 
gender Faſſung: 
„Ich (der Arzt) verſichere hierdurch auf meine 


deutet, der 1. April und 1. Oktober eines jeden 


b 


äteſtens bis zum 15. 
ort aus bei uns eingehen können. 
nicht bis 
nicht vollſtändig belegt 
Königlichen Kaſſen und Commiſſarien zurückgewieſen und 
können unr noch ſpäteſtens bis 


Pflicht und an Eidesſtatt, daß nach meiner beſten 
Wiſſenſchaft Herr N. N. weder mit der Schwind⸗ 
ſucht, Waſſerſucht, noch einer andern chroniſchen 
Krankheit, die ein baldiges Abſterben befürchten 
ließe, behaftet, auch überhaupt nicht krank, noch 
bettlägerig, ſondern geſund, nach Verhältniß ſei⸗ 
nes Alters bei Kräften und fähig iſt, ſeine Ge⸗ 
ſchäfte zu verrichten.“ 

Dieſes Atteſt des Arztes muß von vier Mitgliedern 
unſerer Anſtalt, oder, wenn ſolche nicht vorhanden 
find, von vier auderen bekannten redlichen Männern 
dahin bekräftigt werden: 

„daß ihnen der Aufzunehmende bekannt ſei und 
ſie das Gegentheil von dem, was der Arzt atte⸗ 
ſtirt habe, nicht wiſſen.“ 

Wohnt der Recipiend außerhalb Berlin, fo iſt noch 
außerdem ein Certifikat hinzuzufügen, dahin lautend: 

„daß ſowohl der Arzt als die vier Zeugen 
das Atteſt eigenhändig unterſchrieben haben, auch 
keiner von ihnen ein Vater, Bruder, Sohn, 
Schwiegerſohn oder Schwager des Aufzunehmen⸗ 
den oder der Frau deſſelben ſei.“ 


der Ortsobrigkeit beſcheinigt wird, daß an ihrem 
Wohnorte zur Zeit ihrer Niederlaſſung daſelbſt ein 
zum Doctor promovixnter praktiſcher Arzt nicht anſäſſig 


Das Atteſt, die Zeugen Ausſagen und das Certi⸗ 
flat dürfen nie vor dem 16. Januar oder 16. Juli 
datirt ſein, je nachdem die Aufnahme zum 1. April 
oder 1. Oktober erfolgen ſoll, und die oben vorgeſchrie⸗ 
bene Form muß in allen Theilen Wort für Wort ganz 
genau beobachtet werden. 


III. Die Aufnahme⸗Termine ſind, wie eben ange 


Jahres. 


Wer alfo nach J. zur Reception berechtigt oder 


verpflichtet iſt und dieſe durch eine Königliche Regierungs⸗ 

aupt- oder Juſtitutenkaſſe, oder durch einen 
ommiſſarien bewirken will, hat an 
Je ſtrag und 
um ſpä⸗ April oder 1, 
Intereſſenten beglau⸗ fr 
Abſchriften der bei unſern Akten beruhenden d 


unſerer 
dieſelben ſeinen An⸗ 
die zu II. genannten Documente vor dem 1, 

Oktober fo zeitig einzureichen, daß ſie 
März oder 15. September von 
Anträge, welche 
gemacht und bis dahin 
ſind, werden von den 


zu dieſem Zeitpunkte 
worden 


zum J. April oder 1. 


— 


Oktober in portofreien Briefen unmittelbar an uns ſelbſt 


eingeſandt werden. 

In der Zwiſchenzeit der vorgeſchriebenen Termins 
werden keine Receptions⸗Anträge angenommen und keine 
Aufuahmen vollzogen. 

Den zu 
lich gleich die erſten praenumerando zu zahlenden halb⸗ 
jährlichen Beitrage beizufügen, die nach dem Tarif zu 
dem Geſetze vom 17. Mai 1856 ſehr leicht berechnet 
werden können. Dieſer Tarif iſt im Verlage der hie⸗ 
ſigen Decker ſchen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei er⸗ 
ſchienen und iſt alſo Jedermann zugänglich. Bei Be⸗ 
rechnung der Alter iſt jedoch der 8. 5. unſeres Regle⸗ 
ments zu beachten, wonach ‚einzelne 
gar nicht, vollendete Sechs Monate aber und darüber 
als ein ganzes Jahr gerechnet werden. 

Stundungen der erſten Beiträge oder einzelne Theil, 
zahlungen zur Tilgung derſelben ſind unſtatthaft, und 
vor vollſtändiger Einſendung der tarifmäßigen Gelder 
und der vorgeſchriebeuen Atteſte kann unter keinen Um, 
ſtänden eine Reception bewirkt werden. 

V. Was die Feſtſetzung des Betrages der zu ver⸗ 
ſichernden Penſion betrifft, ſo haben hierüber nicht wir, 
fordern die den Reeipienden vorgeſetzten Dienſtbehörden 
zu beſtimmen. Es kann daher hier nur im Allgemeinen 
bemerkt werden, daß nach den, höheren Orts erlaſſenen 
Verorpnungen die Penſion mindeſtens dem fünften Theile 
des Dienſteinkommens gleich ſein muß, wobei jedoch zu 


berückſichtigen iſt, daß die Verſicherungen nur von 25 


Thlr. bis 500 Thlr. inch, immer mit 25 Thlr. ſtei⸗ 
gend, ſtattfinden können. 

VI. Bei ſpäteren Penfions= Erhöhungen, bie je 
doch in Beziehung auf die Beiträge, Probejahre u. |. 
w. als ganz nene, von den älteren als ganz unabhängige 
Verſicherungen und nur in ſofern mit dieſen gemein 
ſchaftlich betrachtet werden, als ihr Geſammtbetrag die 
Summe von 50 Thlr., reſp. 100 Thlr. und 500 Thlr. 
nicht überſteigen darf (ef. I. a. und b.), iſt die aber. 
malige Beibringung der Kirchenzeugniſſe nicht erforder⸗ 
lich, ſondern nur die Anzeige der älteren Receptions⸗ 
Nummer, ein neues vorſchriftsmäßiges Geſundheitsatteſt 
und, wenn die zu I. a. und b. bezeichneten Grenzen über 
ſchritten werden ſollen, ein amtliches Atteft über die ver⸗ 
änderte Stellung und Beſoldung, ſo wie über die etwa 
erlangte Penſions⸗ Berechtigung. Auch die Beträge der 
Erhöhungen müſſen wie die erſten Verſicherungen durch 
25 ohne Bruch theilbar ſein. 

VII. Nach dem Geſetze vom 17. Mai 1856 wer⸗ 
den nicht mehr Goldſummen, ſondern nur noch Sum⸗ 
men in Silbergeld verſichert, ſo wie auch die halbzähr⸗ 
lichen Beiträge nur noch in Silbergeld berechnet werden. 
VIII. Da wir im Schlußſatze der Receptions⸗ 

Doecumente ſtets förmlich und rechtsgültig über die erſten 
halbjährlichen Beiträge quittiren, ſo werden beſondere 
Quittungen über dieſelben, wie ſie ſehr häufig von uns 
verlangt werden, unter keinen Umſtänden ertheilt. 

Berlin, den 29. Januar 1859. 

General ⸗ Direction 
der Königl. allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt. 


II. genannten Atteſten ſind womög⸗ 


Monate unter Sechs. 


122K 


Meenybunngen und Bekanntmachungen der 
Provinzial⸗Behörden. 


3) Auf Grund des Allerhöchſten Erlaſſes vom 
20. April 1848 (Geſ.⸗Samml. pag. 129.) iſt zur Er: 
leichterung der Intereſſenten die Aufnahme der, nach 
88. 3., 4. und 9. der Verordnung vom 30. März 1847 
(Geſ.⸗Samml. S. 125.) und nach 85. 10., 11. und 
15. des Geſetzes vom 23. Juli 1847 (Geſ.⸗Samml. 
S. 263.) zum Zwecke der bürgerlichen Beglaubigung 
von Geburten und Sterbefällen zu machenden Anzeigen 
im Bezirke des Königlichen Kreisgerichts in Conitz, 
und zwar: f 
a. für den Gerichtstags⸗Bezirk Czersk dem Domänen⸗ 
Rentmeiſter Stel tner in Czersk, 
p. für den Gerichtstags⸗Bezirk Bruß dem Gendarmen 
Buchholz in Bruß 113 
mit der Wirkung übertragen worden, daß auf Grund 
der aufgenommenen und dem Königlichen Kreisgerichte 
in Conitz einzureichenden Verhandlungen die Eintragung 
in die vorgeſchriebenen Regiſter erfolgen kann. 
Marienwerder, den 16. Dezember 1869. 
Königliches Appellations⸗Gericht. 
Marienwerder, den 28. Dezember 1869. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


A). Der Herr Ober⸗Präſident der Provinz hat 
genehmigt, daß auf der Strasburger Kreis Chauſſee⸗ 
Strecke zwiſchen Gollub und Friederikenhoff eine Hebe⸗ 
ftelle bei Oſtrowitt errichtet, und bei derſelben vom 
26. November d. J. ab das Chauſſeegeld für die ein 
einhalbmeilige Strecke nach den für Staats- Chauſſeen 
geltenden Sätzen erhoben werden darf, 

Wir bringen dieſes hierdurch mit dem Bemerken 
zur öffentlichen Keuntniß, daß bei der Benutzung dieſer 
Kreis⸗Chauſſee alle für Staats⸗Chauſſeen nach dem 
Chauſſee⸗Geldtarif vom 29. Februar 1840 geltenden 
polizeilichen Vorſchriften zu beobachten und im Fall 
der Ueberlretung die geſetzlichen Strafen in Anwendung 
zu bringen ſind. i 

Marienwerder, den⸗31. Dezember 1869. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


5) Die Kreis⸗Phyſikats⸗Stelle des Kreiſes 
Strasburg iſt durch Verſetzung ihres bisherigen In⸗ 
habers zur Erledigung gekommen. Qualiſicirte 
Bewerber fordern wir auf, unter Einreichung der be⸗ 
treffenden Zeugniſſe ſich innerhalb ſechs Wochen bei 
uns zu melden. 

Marienwerder, den 4. Januar 1870. 

Königliche Regterung. Abtheilung des Innern. 


6) Nachdem das Dienſteinkommen der Kreis: 
Wundarzlſtelle des Kreiſes Pillkallen, mit dem Wohn⸗ 
ſize des Inhabers in dem Kirchorte Lasdehnen, auf 
200 Thaler erhöht iſt, bringen wir die Erledigung 
der Stelle wiederholt zur Kenntniß und fordern Bes 
werber auf, ſich unter Einreichung ihrer Fähigkeits⸗ 
Zeugniſſe in 6 Wochen bei uns zu melden. 

Gumbinnen, den 27. Dezember 1869. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


7) Nachweiſung der Zollſtraßen im Bereiche des Provinzial⸗Steuer⸗Directorats von Weſtpreußen. 


| Straße von der Grenze bis zur Straße von der Zollſtelle zur 
lite Dazu gehörige Zolfteiie. Benennung Binnenlinie. n 
in Daub Neben⸗ZJoll??ꝛ N des Anſage - un % 1 
Prodinz. Zol-Aemter ab kungen. 
Aemter J. 5 Klaſſ e. Benennung Sesam) poſtens. Benennung Bezeichnung 
derſelben. derselben. derſelben. derſelben. 


von (Warſchan Brom: 


Betas Thorn. | U] Ottloczyn. 
| Warſchau. Bgm) über das 


1 te. 
1] Eſenbahn Die Eisenbahn Ottloczyn. 


Neben⸗Zoll⸗Amt J. 
zu Ottloczyn nach | 
| Thorn. 
2| Landſtraße Von der Drewenz: Pr. Leibitſch. 
| von Brücke über | | 
| Polen. Pr. Leibitſch auf | 
Thorn. ö 
3 Die Weichſel. Schilno. 
4 Landſtraße Von Bisznitza 
f | von ‚über Neumelt nach | 
! 


Polen. Gurzno, woſelbſt 
ſich ein Nebenzoll⸗ 
Amt II. befindet. 


B. Seeſeite. 8 
1J Danzig. 5 Neufahr⸗ 1] Der Hafen: | i Neufahr⸗ Die Weich⸗ Durch den Hafen⸗ 
| 


na 


waſſer. Kanal. f waſſer. ſel und kanal von Neufahr⸗ 
Mottlau. waſſer Sowohl: 
| a, den Hauptſtrom 
der Weichſel, als 
| b. den Kanal an 
| der Oſtſeite der 
Holminſel ent⸗ 
lang bis zum 
Einfluß der 
P Mottlau, dann 
| längſt der Mott⸗ 
| 
| 


. lau bis zur 
Binnenlinie. 


| 2 Die Eiß ſenbahn. Oftbahn von Neu⸗ 
| fahrwaſſer bis 


| | Danzig. 


Dei den 30. Dezember 1869. 3 =: 
Der Rrovinzial » Steuer - Direktor Hellwig. 


— 


— 


8 
Allerhöchſter 


nach ihrer Stellung der 


Oberpfarrer, Diviſionspf 
pfarrer, Kadettenpfarrer“, 


wir hiedurch zur öffentlichen Kennkniß bringen. 
Königsberg, den 3. Januar 1870. 
Königliches Konſtſtorium. 

9) 


ermäßigten Klaſſe II. B. befördert. 
Bromberg, den 28. Dezember 1869. 
Königliche Direktion der Oſtbahn. 


Seine Majeſtät der König haben mittelſt 
Ordre vom 24. v. Mts. zu genehmigen 
geruht, daß für die evangeliſchen Militairgeiſtlichen je 
Amtscharakter als „Militair⸗ 
arrer, Garniſonspfarrer,Marine⸗ 
in allen amtlichen Kund⸗ 
gebungen fortan zur Anwendung gebracht werde, was 


Vom 1. Januar 1870 ab wird auf der 
Oſtbahn „naſſe Stärle in Säcken“ zum Tarifſatze der 


14 


13) Bergpolizei: Verordnung, 
betreffend den Schuß der Oberfläche im Intereſſe der 
perſönlichen Sicherheit und des öffentlichen Verkehrs. 

Auf Grund des §. 197. des Allgemeinen Berg: 
geſetzes vom 24. Juni 1865 verordnet das unterzeich⸗ 
nete Oberbergamt für den Umfang ſeines Verwaltungs⸗ 
Bezirkes, was folgt: 

8. 1. Diejenigen Stellen der Tagesoberfläche, 
an welchen in Folge des Gruben⸗Betriebes Tagebrüche 
zu erwarten find, müſſen mit Barrieren von mindeſtens 
zwei Fuß Höhe oder mit Gräben von zwei Fuß Tiefe 
umgeben werden. 

„Das Verbot des Betretens ſolcher abgeſperrten 
Flächen iſt durch Warnungstafeln erſichtlich zu machen. 
8.2. Wenn ſich die Grubenbaue Tages⸗Gegen⸗ 


10) Mit dem 1. Januar 1870 tritt auf der ſtänden = z. B. Eiſenbahnen, Chauſſeen, Communi⸗ 


Oſibahn für den Transport der nach 


ſtimmten, auf untergeſtellten 


Rußland be: cationswegen, Gebäuden, Waſſerläufen, Teichen, Waſſer⸗ 
Trucs oder Nothachſen Reſervoiren, Schlammſümpfen pp. — nähern, deren 


zu beförbernden Locomotiven und Tender neben dem Veſchädigung die perſönliche Sicherheit über oder unter 


bereits beſtehenden Stücktarife auch ein 
in Kraft. — Die Fracht beträgt 1½ 


Gewichtstarif Tage oder den öffentlichen Verkehr gefährden würde, 
Pfennig pro|fo iſt der fernere Betrieb derſelben nur mit ſchriftlicher 


Centner und Meile bei freien Rücktransport der Truetz Genehmigung des Revierbeamten zuläſſig. 


und der darauf zu verladenden 
Hin⸗ und Rückfahrt der Begleiter. 
Bromberg, den 29. Dezember 1869. 
Königliche Direction der Oſtbahn. 
11) Vom J. Januar 


Oſtbahn die Fracht für „Steingut, Töpferwaaren und 
verpackt“ nach dem Satze der ermäßigten 
A. des Oftbahn⸗Tarifs berechnet, wenn von 
dieſen Artikeln nicht weniger als 50 Centner auf jede 
betreffenden Transporte verwendete 
oder die Fracht Prüfungs⸗Commiſſion zu Königsberg Seitens des Königl. 


Porzellan, 
Klaſſe II. 


nothwendig zu dem 

Achſe zur Beförderung aufgeliefert, 
für eine ſolche Quantität entrichtet wird. 
Bromberg, den 30. Dezember 1869. 

Königliche Direktion der Oſtbahn. 

12) Mit dem 1. 


dieſſeitigen Statlonen Königsberg, 


Liebau der Schleſiſchen Gebirgsbahn ein. 


Die Fracht beträgt 


tionen kommen die Sätze 
band⸗Stationen, reſp. für Kobbelbude, 


für Grunau, Altfelde, Marienburg, 


Nothachſen und freier 


Januar 1870 tritt eine 
directe Expedition von Flachs, Hanf, Heede und Werg 
in Wagenladungen von mindeſtens 100 Ctr. von den 
Braunsberg, Mühl⸗ 
hauſen und Elbing nach den Stationen Landeshut und 


durchweg 2¼ Pf. pro Centner 
und Meile. Für die zwiſchen liegenden Oſtbahn⸗Sta⸗ 
der rückwärts liegenden Ver⸗ 
Ludwigsort, 
Wolitnik, Heiligenbeil die Sätze für Königsberg, für iſt aus 
Schlobitten und Güldenboden die Sätze für Mühlhauſen, 
Simonsdorf, Dir⸗ 


Uebertretungen dieſer Polizei⸗Berordnung werden, 
inſofern nach den beſtehenden Geſetzen keine härtere 
Strafe verwirkt iſt, auf Grund des §. 208. des Allge⸗ 
meinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 mit Geldbuße 


1870 ab wird auf der bis zu Fünfzig Thalern beſtraſt. 


den 18. December 1869. 
Königliches Oberbergamt. 


Perſonal⸗Chronik. 
14) Für das Jahr 1870 iſt die wiſſenſchaftliche 


Breslau, 


Miniſteriums der geiſtlichen, Unterrichts: u. Medizinal⸗ 

Angelegenheiten in folgender Weiſe zufammengefept: 
1. Provinzial⸗Schulrath Dr. Schrader als Dirigent, 
2. Profeſſor Pr. Richelot | 


3. , „NNißzſch 

4. e 

5. n 70 Schade 

6. „ „Voigt ) als Mitglieder. 
605 u „ Ueberweg 

8. 7 „ Spirgatis | 

9 „ Thiel in Braunsberg 


10. Real⸗Schul⸗Director Dr. Schmidt 

Der Kreis⸗Phyſikus, Sanitäts⸗Rath Dr. Höltzel, 
dem Kreiſe Strasburg in den Kreis Elbing 
verſetzt. Die commiſſariſche Verwaltung der vacanten 
Stelle iſt dem prakliſchen Arzt Dr. Peiſer in Stras⸗ 


ſchau, Pelplin, Czerwinsk, Hohenſtein, Prauſt, Danzig burg übertragen. 


und Neufahrwaſſer die 
Bromberg, den 27. Dezember 1869. 
Königliche Direction der Oſtbahn. 


Sätze für Elbing in Anwendung. 


Der Rathmann Sontowski und der Kreis⸗ 
Phyſikus Dr. Wolff in Löbau ſind zu Rathmännern 
für dieſe Stadt gewählt und als ſolche beſtätigt worden. 


... bee —— 


(Hierzu ber öffentliche Anzeiger Nro. 2.) 


Nedigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 


Druck der Kanter'ſchen Hofbuchdruckerei. 


